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Selbstbestimmungsrecht der Völker zu 
nennen, hinzu kommen Rechte nach dem 
jeweiligen nationalen Recht. 

Der Blick wird im dritten Kapitel auf die 
Indianer Nordamerikas fokussiert, einfühl-
sam werden ihre Geschichte und die heuti-
ge Situation in den USA geschildert. Mit 
großer Sachkenntnis handelt Cole einzelne 
Fallbeispiele ab und es gelingt ihm auf die-
se Weise sehr gut, die praktische Tragweite 
der rechtlichen Fragen anschaulich zu ma-
chen. Damit ist der Boden bereitet für die 
im vierten Kapitel vorgenommene Synthe-
se, die das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker auf die Indianer anwendet und 
nach den Wegen der innerstaatlichen Um-
setzung fragt. 

Der Autor weist zunächst auf die Probleme 
hin, die für die innerstaatliche Geltung und 
Anwendbarkeit von menschenrechtlichem 
Völkervertragsrecht und Völkergewohn-
heitsrecht bestehen. Immerhin zeichne sich 
seit der Ratifikation des Internationalen 
Paktes über bürgerliche und politische 
Rechte ein leichter Umschwung ab. Auf 
den verbleibenden fünfzig Seiten legt er 
den Umfang des Selbstbestimmungsrechts 
der nordamerikanischen Indianer an Hand 
der offiziellen Äußerungen der US-

Regierung dar. Diese werden als souveräne 
Native American Nations begriffen, die im 
Rahmen einer Autonomielösung einen An-
spruch auf Territorien und Ressourcen so-
wie auf Selbstregierung haben. Ihnen 
kommt ferner kulturelle Selbstbestimmung 
und ein Anspruch auf Wiedergutmachung 
für das in der Vergangenheit erlittene Un-
recht zu. 

Das Schlusswort Coles konstatiert zwar eine 
stetige Verbesserung der Rechtsposition 
indigener Völker, mahnt aber gleichzeitig 
eine konsequentere Wiedergutmachungs-
politik an. Das mit Blick auf die Rechte 
indigener Völker heute recht progressive 
Völkerrecht solle genutzt werden, nationa-
le Zögerlichkeiten zu überwinden. Eine 
thesenförmige Zusammenfassung be-
schließt die Arbeit. 

Die beiden besprochenen Arbeiten über-
zeugen durch ihre umfassenden und soli-
den Auswertungen aktuellen und histori-
schen Materials. Sie sind gut geschrieben 
und ermöglichen einen intensiven Blick auf 
Grundlagen, Inhalt und Konsequenzen des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker. 

Norman Weiß 

 

 

Friederike Bredt, Anwendbarkeit des humanitären Völkerrechts im Israel-Palästina-
Konflikt, Berlin: Duncker & Humblot, 2009, 371 Seiten, ISBN 978-3-428-12778-8, 86,00 €. 

 

Vor zehn Jahren, nachdem Ariel Sharon am 
28. September 2000 den Tempelberg, den 
Harm al-Sharif, im besetzten Ostjerusalem 
besuchte, brach die zweite Intifada, die 
sogenannte Al-Aqsa-Intifada, aus. Zusätz-
lich zu der seit 1967 anhaltenden militäri-
schen Besetzung des Westjordanlands und 
anderer Gebiete kam es zu gewalttätigen 
Auseinandersetzungen zwischen Israelis 
und Palästinensern: Selbstmordattentate 
und andere bewaffnete Aktionen militanter 
palästinensischer Gruppen auf der einen, 
militärische Belagerungen und Angriffe, 
Hauszerstörungen und gezielte Tötungen 
durch die Israelische Verteidigungsarmee 
(IDF) auf der anderen Seite.  

Diesem „Israel-Palästina-Konflikt“ widmet 
sich Friederike Bredt in ihrer an der Hum-
boldt-Universität zu Berlin als Dissertation 
angenommenen Arbeit. Sie untersucht, „ob 
die herkömmlichen Regeln des humanitä-
ren Völkerrechts den asymmetrischen Kon-
flikt zwischen einem Staat und militanten 
Gruppierungen, die von fremden Territori-
en aus agieren, erfassen können“ oder ob 
das humanitäre Völkerrecht angesichts des 
im 21. Jh. in den Vordergrund gerückten 
„Kampfs gegen den Terrorismus“ „neue 
Kategorien schaffen muss, wie beispiels-
weise den ‚unrechtmäßigen Kombattan-
ten’“, um einen zeitgemäßen Ausgleich 
zwischen Erwägungen der Menschlichkeit 
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und militärischen Notwendigkeiten zu 
bieten (S. 19). 

Ihre Untersuchung beginnt die Autorin mit 
einer Darstellung des historischen Hinter-
grunds und der zum Zeitpunkt des Ab-
schlusses der Arbeit aktuellen Situation 
(Kapitel 1). Von der „sogenannten zionisti-
schen Bewegung, die die Errichtung eines 
jüdischen Staates in Palästina anstrebte“ (S. 
27) über den Sechstagekrieg im Juni 1967, 
die erste Intifada Ende 1987, die Friedens-
verhandlungen der 1990er Jahre und den 
Abzug aus dem Gazastreifen im September 
2005 bis hin zum März 2007 werden die 
wesentlichen Ereignisse des Konflikts um-
rissen. Bis zu jenem Frühjahr 2007, als auf 
palästinensischer Seite eine Einheitsregie-
rung aus Fatah und Hamas gebildet und 
auf israelischer Seite beschlossen wurde, 
„weiterhin nicht mit der palästinensischen 
Regierung zu verhandeln“ (S. 56), berück-
sichtigt die Arbeit „die Entwicklungen des 
Völkerrechts und die Faktenlage des Israel-
Palästina-Konflikts“, wie es in dem Vor-
wort des Buches heißt. 

Im zweiten Kapitel analysiert Bredt, wel-
ches das in den besetzten Gebieten gelten-
de Recht ist, also ob das humanitäre Völ-
kerrecht anwendbar ist und ob es gegebe-
nenfalls durch die Menschenrechte modifi-
ziert oder ergänzt wird. Sie kommt zu dem 
Ergebnis, dass die von Israel 1967 einge-
nommenen Gebiete bis heute besetzte Ge-
biete im Sinne des humanitären Völker-
rechts, also der Haager Landkriegsordnung 
von 1907 und den Genfer Abkommen von 
1949 sind (S. 88). Daran haben auch der 
Rückzug der IDF aus den selbstverwalteten 
Gebieten im Westjordanland und dem Ga-
zastreifen sowie die Errichtung der palästi-
nensischen Selbstverwaltungsbehörde (PA) 
nichts geändert. Den Grund hierfür sieht 
die Autorin darin, dass die „Kontrolle, die 
Israel über das Leben in den palästinensi-
schen Gebieten ausübt, […] ausreichend 
[ist], um Israel generell als Besatzungs-
macht in diesen Gebieten anzusehen.“ Die 
Autorin merkt hierbei zu Recht an, dass 
„die Pflichten, die das humanitäre Völker-
recht der Besatzungsmacht auferlegt, nur 
soweit reichen können, wie Israel das tägli-

che Leben in den besetzten Gebieten auch 
kontrolliert“ (S. 81). Das heißt, soweit die 
palästinensische Selbstverwaltungsbehörde 
befugt und tatsächlich fähig ist, die öffent-
liche Ordnung und das öffentliche Leben in 
den besetzten Gebieten wiederherzustellen 
und aufrechtzuerhalten, trifft Israel die 
entsprechende Pflicht nicht. 

Die von der Autorin aufgeworfene Frage, 
ob sich eine Modifikation oder Ergänzung 
durch die Geltung der Menschenrechte 
ergebe, beantwortet sie dahingehend, dass 
„die menschenrechtlichen Regelungen das 
humanitäre Völkerrecht grundsätzlich 
nicht modifizieren, da das humanitäre Völ-
kerrecht spezieller ist und die menschen-
rechtlichen Regelungen nur subsidiär oder 
als Auslegungsmaßstab zur Anwendung 
kommen“. Etwas anderes könne nur dann 
gelten, wenn Menschenrechte in Bezug auf 
eine bestimmte Situation spezieller und 
dadurch vorrangig anzuwenden seien (S. 
110). Die Autorin hält fest, dass die von 
Israel ratifizierten Menschenrechtspakte 
von 1966 „ihren Vertragsparteien aktive 
Verletzungen der in den Pakten festge-
schriebenen Menschenrechte sowohl in-
nerhalb als auch außerhalb des eigenen 
Territoriums“ untersagen. Zur Gewährleis-
tung der Paktrechte sei eine Vertragspartei 
„außerhalb ihres Territoriums aber nur 
verpflichtet, soweit ihre Kontrolle zeitlich 
und sachlich ausreichend ist“. Ob die Kon-
trolle ausreiche, könne Bredt zufolge von 
Recht zu Recht je nach dessen Inhalt unter-
schiedlich zu beurteilen sein (S. 99).  

Welche konkreten Rechtsfolgen sich aus 
der Anwendbarkeit des humanitären Völ-
kerrechts und der ergänzenden Geltung 
der Menschenrechte ergeben, verdeutlicht 
die Autorin exemplarisch in Kapitel 2 C. 
anhand der israelischen Siedlungen in be-
setzten Gebieten, des Mauerbaus im West-
jordanland, der Problematik der 
„prolonged occupation“ und der Frage 
nach einer Gehorsamspflicht der lokalen 
Bevölkerung.  

Nachdem die Autorin die Konfliktparteien 
und Dimensionen der bewaffneten Ausei-
nandersetzungen seit Beginn der zweiten 
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Intifada herausgearbeitet hat (Kapitel 3), 
geht sie im Einzelnen auf das in den be-
waffneten Auseinandersetzungen an-
wendbare Recht ein (Kapitel 4). Aus diesen 
beiden Kapiteln besonders erwähnenswert 
erscheinen ihre Ausführungen zur Völker-
rechtssubjektivität „Palästinas“ als einer 
der Akteure in dem Konflikt (S. 145ff.) so-
wie ihre evolutive oder dynamische Ausle-
gung des Begriffs „internationaler Kon-
flikt“ (S. 245ff.) im Rahmen der Prüfung 
der Frage, ob die israelischen Militäropera-
tionen seit Beginn der zweiten Intifada in 
den selbstverwalteten palästinensischen 
Gebieten Teil eines internationalen bewaff-
neten Konflikt sind. 

Zu Ersterem: Nach der begründeten Fest-
stellung, dass „Palästina“ bis heute keine 
Staatsqualität aufweist, setzt sich die Auto-
rin mit der Frage der partiellen und parti-
kularen Völkerrechtssubjektivität „Palästi-
nas“ auseinander. Sie untersucht, „inwie-
weit das palästinensische Volk, die PLO 
und u. U. ‚Palästina’ als ein darüber hin-
ausgehender Verband Träger von völker-
rechtlichen Rechten und Pflichten sind“ (S. 
149). Nach genauer und anschaulicher Prü-
fung kommt sie zu dem Ergebnis, dass das 
palästinensische Volk als Inhaber des 
Selbstbestimmungsrechts partiell völker-
rechtsfähig ist (S. 174f.). Außerdem stehe 
Israel „in dem Konflikt das staatsähnliche 
Völkerrechtssubjekt ‚Palästina’ mit der 
Selbstverwaltungsbehörde als Vertre-
tungsorgan im Inneren und in Bezug auf 
tägliche Berührungspunkte mit Israel (ins-
besondere in Bezug auf Sicherheitsfragen) 
und mit der PLO als Vertretungsorgan 
nach außen gegenüber“ (S. 182). 

Bei der dynamischen Auslegung des Be-
griffs „internationaler Konflikt“ eruiert 
Bredt zunächst, dass der Palästinakonflikt 
kein interner Konflikt im Sinne des huma-
nitären Völkerrechts ist. Denn einen inter-
nen Konflikt kennzeichnet üblicherweise, 
„dass eine Regierung auf dem eigenen Terri-
torium gegen die eigene Bevölkerung kämpft. 
Israel befindet sich aber mit einem Volk, 
das ihm nicht angehört, im Konflikt um 
Territorien, die nicht Teil seines Staatsge-
biets sind“ (S. 247f., Originalhervorhe-

bung). Auch wenn der Status der im Sechs-
tagekrieg besetzten palästinensischen Ge-
biete bis heute ungeklärt ist, so Bredt in Fn. 
139 auf S. 246, sind sie völkerrechtlich je-
denfalls kein Teil des israelischen Territo-
riums. In einem zweiten Schritt widmet sie 
sich dem Begriff des internationalen be-
waffneten Konflikts in Art. 2 Abs. 1 der 
Genfer Abkommen (dort heißt es wörtlich: 
„in allen Fällen eines erklärten Krieges 
oder eines anderen bewaffneten Konflikts, 
der zwischen zwei oder mehreren der Ho-
hen Vertragsparteien entsteht“). Sie kommt 
zu dem Ergebnis, dass dieser Begriff heut-
zutage dahingehend ausgelegt werden 
kann, „dass er auch Konflikte erfasst, in 
denen ein Staat einem Völkerrechtssubjekt 
gegenüber steht, welchem gegenüber sein 
Gewaltmonopol völkerrechtlich (z. B. über 
Art. 42 UN-Charta) oder tatsächlich (durch 
effektive Gebietskontrolle) an Grenzen 
stößt und welches über ausreichende 
Handlungsfähigkeit verfügt, um seine 
Verpflichtungen aus dem humanitären 
Völkerrecht zu erfüllen“ (S. 257). Werden 
diese Kriterien auf den Israel-Palästina-
Konflikt angewandt, stellt sich dieser nach 
Ansicht der Autorin als ein internationaler 
bewaffneter Konflikt im Sinne des Art. 2 
Abs. 1 der Genfer Abkommen dar. 

Alles in allem ist es der Autorin gelungen, 
den äußerst komplexen „Israel-Palästina-
Konflikt“ eingehend und unter Berücksich-
tigung der verschiedenen, unzählig er-
scheinenden Problemfelder zu untersuchen 
und verständlich darzustellen. Die gefun-
denen Ergebnisse sind durchweg vertret-
bar. Bei einigen Einzelfragen wäre aller-
dings eine etwas ausführlichere oder diffe-
renziertere Darstellung wünschenswert 
gewesen. Beispielsweise hätte die Beant-
wortung der – von Bredt bejahten – Frage, 
ob das Völkerrechtssubjekt „Palästina“ 
durch die 1989 von der PLO abgegebene 
„Beitrittserklärung“ vertraglich an die Gen-
fer Abkommen gebunden ist, mehr als ei-
nen Absatz (S. 271f.) verdient. Auch hätte 
sich die Autorin mit einigen von ihrer Ar-
gumentation abweichenden Meinungen 
durchaus detaillierter auseinandersetzen 
können; manche werden lediglich kurz 
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oder nur in einer Fußnote erwähnt, wie z.B. 
die Ansicht des US Supreme Courts zur 
Frage der Anwendbarkeit des gemeinsa-
men Artikels 3 der Genfer Abkommen in 
Fußnote 175 auf S. 259.  

Mit Blick auf ihre in der Einleitung aufge-
worfene und oben wiedergegebene Frage-
stellung, hält die Autorin zusammenfas-
send auf S. 351 fest: „Das humanitäre Völ-
kerecht ist auf alle wesentlichen Dimensio-
nen, die der Israel-Palästina-Konflikt in 
seiner heutigen Gestalt aufweist, anwend-
bar und kann ihn trotz seiner Asymmetrie 
großteils angemessen erfassen“. Demnach 
müssen keine neuen Kategorien im huma-

nitären Völkerrecht geschaffen werden, um 
einen zeitgemäßen Ausgleich der verschie-
denen Interessen zu gewährleisten, wie die 
Autorin am Beispiel des „unrechtmäßigen 
Kombattanten“ verdeutlicht. Meiner Mei-
nung nach fehlt es allerdings immer noch 
an einer effektiven Durchsetzung der vor-
handenen Regeln – in diesem, wie in ande-
ren bewaffneten Konflikten. Diesen Um-
stand gilt es dringend zu korrigieren. Bü-
cher wie das hier besprochene liefern die 
Sachargumente für die diesbezügliche De-
batte. Bredts Werk ist eine zahlreiche Leser-
schaft zu wünschen. 

Bernhard Schäfer 
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Jack Goldsmith, Professor an der Harvard 
Law School, bringt es in seinem Kommen-
tar im International Herald Tribune vom 8. 
Oktober 2010 auf eine einfache Formel: 
“Don’t try terrorists, lock them up” („Keine 
Strafverfahren für Terroristen, schließt sie 
weg“, Übersetzung M.T.). Im Anschluss 
legt er dar, warum seiner Auffassung nach 
Strafverfahren sich nicht für Terroristen 
eignen, jedenfalls nicht für solche wie die-
jenigen, denen die USA sich derzeit im 
„Krieg gegen den Terror“ gegenübersehen. 
Die Rechtsgrundlage für die Festhaltung 
der Gefangenen in Guantanamo sieht er 
wie die amtierende US-Regierung unter 
Präsident Obama im Authorization for the 
Use of Military Force Act (AUMF) vom 18. 
September 2001, mit dem der US-Kongress 
die Regierung zur Vornahme von militäri-
schen Maßnahmen gegen Terroristen er-
mächtigte. Während sich die USA fast zehn 
Jahre nach den Terroranschlägen des 11. 
September 2001 immer noch in einer sehr 
grundsätzlichen Diskussion über den juris-
tischen Umgang mit Terroristen befinden – 
und vor diesem Hintergrund ist der Beitrag 
Goldsmiths zu sehen –, besteht in Europa 

kein vergleichbarer Dissens. Wer der Mit-
gliedschaft in einer terroristischen Vereini-
gung oder einer anderen terroristischen 
Straftat verdächtigt wird, hat ein Recht 
darauf, dass über seine Schuld in einem 
fairen Strafverfahren befunden wird. Dass 
diese Strafverfahren sehr wohl möglich 
sind, hat das Strafverfahren gegen den Ma-
rokkaner Mounir al-Motassdeq gezeigt, der 
inzwischen rechtskräftig vom Oberlandes-
gericht Hamburg wegen seiner Beihilfe zu 
den Anschlägen des 11. September verur-
teilt wurden ist. Der Kommentar von 
Goldsmith zeigt aber auf, wie die Terroran-
schläge und die danach getroffenen Maß-
nahmen bis in die Gegenwart nachwirken 
und dass sie dies voraussichtlich auch noch 
eine lange Zeit tun werden.  

Umso sinnvoller ist es heute, bald zehn 
Jahre nach den Anschlägen, Bilanz zu zie-
hen. Dabei gilt es vor allem, vergleichend 
zu analysieren, wie die Staaten im Einzel-
nen mit der Bedrohung durch den interna-
tionalen Terrorismus umgegangen sind 
und in welchem Umfang sich die getroffe-
nen Maßnahmen als rechtmäßig und effek-
tiv bewährt haben. Das Werk des Politolo-




